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Titelthema

Nach Auffasung der Arbeits- 
kammer muss die Politik mit 
gezielten Maßnahmen dafür 
sorgen, dass es im Strukturwan-
del keinen starken Anstieg der 
Arbeitslosenzahlen gibt. Es gilt, 
industrielle Arbeitsplätze zu 
schützen und die Qualifikation 
der Beschäftigten zu erhöhen.

Von Dagmar Ertl

Der Strukturwandel hin zu einer 
emissionsärmeren und digitalen 
Wirtschaft wälzt den Arbeits-
markt grundlegend um. In der 
Automobilindustrie, bei den Zu-
lieferern, in der Stahlindustrie, bei 
Banken und Versicherern wurden 
bereits  Arbeitsplätze abgebaut 
und stehen weitere Jobs auf dem 
Spiel. Gleichzeitig sind in anderen 
Bereichen, etwa im Gesundheits- 
und Sozialwesen, im Bereich In-
formation und Kommunikation 
sowie im Baugewerbe neue ent-
standen. Diese Entwicklung ist im 
Saarland deutlicher spürbar als 
anderswo. In den nächsten Jah-
ren werden sich Berufe verän-
dern, viele Tätigkeiten wegfallen 
und neue entstehen. Weiterbil-
dung wird deshalb immer mehr 
zur Zukunftsfrage. Wie kann Ar-
beitsmarktpolitik Beschäftigte 
und Arbeitslose bei der notwen-
digen Anpassung an die neue 

Arbeitswelt 4.0 unterstützen? Wie 
kann präventiv verhindert wer-
den, dass die Arbeitslosigkeit im 
Umbruch massiv ansteigt? 

Im Bericht an die Landesregie-
rung 2018 und bei einem Forum 
mit Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil in Berlin hat die 
Arbeitskammer einen zukunfts-
orientierten Umbau der Arbeits-
losenversicherung zu einer prä-
ventiv ausgerichteten Arbeitsver-
sicherung gefordert. Ein erster 
wichtiger Schritt in diese Rich-
tung ist das 2019 in Kraft getre-
tene Qualifizierungschancenge-
setz. Nach diesem Gesetz kön-
nen vom Strukturwandel betrof-
fene Unternehmen, die Mitar- 
beiter qualifizieren, sich je nach 
Betriebsgröße 15 bis 100 Prozent 
der Weiterbildungskosten und 25 
bis 75 Prozent des fortgezahlten 
Arbeitsentgelts erstatten lassen. 
Von Januar bis Juli sind laut Bun-
desagentur für Arbeit (BA) bun-
desweit 14.500 Beschäftigte in 
eine entsprechende Weiterbil-
dung eingetreten. Im Saarland 
waren es 153 Beschäftigte. Zu-
dem hat der Gesetzgeber die 
Weiterbildungsberatung der BA 
erheblich ausgeweitet. 

Um Beschäftigte im Struktur-
wandel besser vor Jobverlust zu 
schützen, fordern Arbeitskammer 
und Gewerkschaften zudem, den 

Es gilt, einen massiven Anstieg 
der Arbeitslosigkeit zu verhindern
ARBEITSMARKTPOLITIK  Den Strukturwandel vorausschauend gestalten

Einsatz von Kurzarbeit zu erleich-
tern und die Qualifizierung von 
Beschäftigten stärker zu fördern. 
Neben der bestehenden Rege-
lung zur Kurzarbeit bei vorüberge-
hendem konjunkturbedingtem 
Arbeitsausfall und dem Transfer-
kurzarbeitergeld soll bei dauer-
haftem Arbeitsausfall ein „Trans-
formationskurzarbeitergeld“ zur 
Beschäftigungssicherung im Be-
trieb (in Verbindung mit Qualifizie-
rung) geschaffen werden.

Minister Heil hat mit seinem  
Entwurf für ein „Arbeit-von-mor-
gen-Gesetz“ diese Forderung auf-
gegriffen. Mit mehr Weiterbildung 
und einem verbesserten Kurzar-
beitergeld soll ein erheblicher An-
stieg der Arbeitslosigkeit verhin-
dert werden. Der Einsatz von Kurz-
arbeitergeld soll erleichtert wer-
den. Wo immer es geht, soll 
Kurzarbeitergeld mit Qualifizie-
rung verbunden werden. Betriebe, 
bei denen betriebliche Verände-
rungen anstehen und wo kurzfris-
tig ein höherer Anteil der Beschäf-
tigten nachqualifiziert werden 
muss, sollen mit einem Transfor-
mationszuschuss unterstützt wer-
den. Weiter sollen Beschäftigte, 
die im Unternehmen keine Per- 
spektive auf Weiterbeschäftigung 
haben, im Betrieb bleiben können, 
wenn sie an einer geförderten 
„Perspektivqualifizierung“ teilneh-
men. Zudem soll das Transfer-
kurzarbeitergeld verbessert wer-
den: Unabhängig von Alter oder 
Berufsabschluss sollen insbeson-
dere längere Qualifizierungsmaß-
nahmen ermöglicht werden.

Aus AK-Sicht ist das der rich-
tige Ansatz, um die Arbeitsplätze 
in der Industrie zu schützen und 
die Qualifikation der Beschäftig-
ten auszubauen. Jetzt gilt es, das 
Arbeit-von-morgen-Gesetz zügig 
umzusetzen.

Dagmar Ertl ist stellvertretende 
Leiterin der Abteilung 
Gesellschaftspolitik.
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Die Bundes- 
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